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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Sozialgesetze (Drs. 19/11979)

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Julia 

Post u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

hier: Gewaltschutz in Bayern stärken - Bundesvorgaben umsetzen 

(Drs. 19/12636)

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsregie-

rung orientiert sich an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die Aussprache 

und erteile als erster Rednerin der Kollegin Martina Gießübel für die CSU-Fraktion das 

Wort.

Martina Gießübel (CSU): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Eine Mitarbeiterin unserer Anlaufstelle "Frauen helfen Frauen" hat mir bei meinem Be-

such einen Satz gesagt, der mich bis heute beschäftigt. Der schwerste Schritt ist nicht 

der Einzug in ein Frauenhaus; der schwerste Schritt ist die Entscheidung, überhaupt 

zu gehen. Dieser Satz beschreibt eindrucksvoll, worum es heute geht.

Eine Frau, die ihre Wohnung verlässt, lässt meistens viel zurück. Sie lässt Vertrautes, 

Erinnerungen, Hoffnungen, oft einen ganzen Lebensabschnitt zurück. Sie geht auch 

nicht freiwillig; sie geht aus Angst vor Gewalt. Viele Frauen treffen diese Entscheidung 

erst, wenn sie keinen anderen Ausweg mehr sehen. In diesem Moment brauchen sie 

dann vor allem eines: Sie brauchen einen Ort, an dem sie und ihre Kinder sicher sind.

Genau dafür trägt der Staat die Verantwortung; denn mit dem Gewalthilfegesetz des 

Bundes entsteht erstmals ein Rechtsanspruch auf Schutz und Beratung für Frauen, 

die von häuslicher oder von geschlechtsspezifischer Gewalt betroffen sind, sowie für 
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ihre Kinder. Mit dem heute vorliegenden Gesetzentwurf schaffen wir die Voraussetzun-

gen dafür, dass Bayern diesen Anspruch verlässlich erfüllen kann. Das ist nicht nur 

eine organisatorische Änderung, sondern ich sage: Das ist sogar ein grundlegender 

Systemwechsel.

Die bisher überwiegend freiwillige Finanzierung des Frauenhilfesystems wird durch 

eine verlässliche staatliche Finanzierungsverantwortung der Länder ab dem 1. Janu-

ar 2027 ersetzt. Das schafft Rechts- und Planungssicherheit für die Träger. Es ent-

lastet die Kommunen, die ihre Einrichtungen aber sicherlich auch in Zukunft positiv 

begleiten und unterstützen werden; davon gehe ich aus. Vor allem schafft es Sicher-

heit für die Frauen, die auf diese Hilfe wirklich angewiesen sind.

Bereits im kommenden Jahr stehen rund 67 Millionen Euro zur Verfügung. Damit 

sichern wir den Bestand der bestehenden Einrichtungen, und wir schaffen die Grund-

lage für einen bedarfsgerechten Ausbau des Hilfesystems bis zum Inkrafttreten des 

Rechtsanspruchs im Jahr 2032. Hier haben wir ein klares Ziel, nämlich ein flächende-

ckendes, ein leistungsfähiges und zugleich ein unbürokratisches Hilfesystem, auf das 

sich jede betroffene Frau wirklich verlassen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Fraktion der GRÜNEN hat zu dem Gesetzentwurf 

einen Änderungsantrag eingebracht. Ich möchte ausdrücklich sagen: Uns unterschei-

det nicht das Ziel. Auch wir wollen den Gewaltschutz natürlich weiter stärken. Uns 

unterscheidet aber der Weg.

Der Änderungsantrag enthält zahlreiche Regelungen, die bereits verbindlich im Ge-

walthilfegesetz des Bundes festgelegt sind. Sie nun zusätzlich ins Landesrecht zu 

übernehmen, schafft keinen besseren Schutz, vor allem schafft es Doppelregelungen.

Darüber hinaus erweitert der Antrag den Kreis der anspruchsberechtigten Personen 

und der erfassten Einrichtungen über die bundesrechtlichen Vorgaben hinaus. Eine 

solche Erweiterung würde neue Finanzierungsfragen und schwierige Abgrenzungspro-
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bleme genau in einer Phase schaffen, in der wir vor allem eines brauchen, nämlich 

einen verlässlichen und einen zügigen Aufbau des Hilfesystems.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Prävention und Täterarbeit sind und bleiben wichtige Bestandteile einer wirksamen 

Gewaltprävention. Selbstverständlich wird Bayern diese Bereiche auch künftig fördern, 

selbst wenn das Bundesgesetz hierfür keinen gesetzlichen Finanzierungsanspruch 

vorhält.Deshalb ist es richtig, diese Themen nicht in das bayerische Ausführungsge-

setz zu schreiben. Stattdessen regeln wir im Gesetz das, was geregelt werden muss. 

Wir regeln die Einzelheiten dort, wo sie flexibel an neue Entwicklungen angepasst 

werden können, nämlich in einer Rechtsverordnung. Das ist rechtssicher und auch 

praxisnah. Das ist verantwortungsvolle Gesetzgebung. Deshalb lehnen wir den Ände-

rungsantrag der GRÜNEN ab und stimmen dem Gesetzentwurf der Staatsregierung 

zu.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Frau Kollegin Christiane Feichtmeier von 

der SPD-Fraktion hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet.

Christiane Feichtmeier (SPD): Ich habe Ihnen sehr gut zugehört und gebe Ihnen 

recht. Ja, wir Frauen brauchen einen sicheren Ort für uns und unsere Kinder, wenn 

wir bedroht werden. Jetzt habe ich doch eine kritische Anmerkung, weil es mich sehr 

umtreibt. Ich habe viele Zuschriften von Frauenhäusern erhalten, denen es wirklich 

unter den Nägeln brennt. Heute stimmen wir dem Gesetz zu. Das ist von Vorteil, 

weil die Frauenhäuser Planungssicherheit brauchen. Wenn ich aber höre, dass eine 

Finanzierungslücke dermaßen groß ist, dass das Frauenhaus sich wahrscheinlich 

nicht tragen kann, gibt mir das doch zu denken. An mich hat sich ein Frauenhaus aus 

Passau gewandt. Dieses Frauenhaus hat eine Finanzierungslücke von 180.000 Euro, 

und man macht sich jetzt große Sorgen. Was kann ich diesem Frauenhaus an die 

Hand geben? Wie wollen wir weiter verfahren?
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Martina Gießübel (CSU): Liebe Kollegin, vielen Dank, dass Sie das ansprechen. 

Deswegen bringen wir das Gesetz auch heute schon auf den Weg. Mit dem Inkraft-

treten am 1. August schaffen wir schon jetzt die Voraussetzungen, damit das ZBFS 

auch jetzt schon loslegen kann. Für den Finanzierungswechsel zum 1. Januar können 

schon jetzt rechtzeitig die Vorbereitungen getroffen werden. Wir pumpen jetzt erst 

einmal 67 Millionen Euro in das Ganze hinein. Wir werden sehen, wie sich das weiter-

entwickelt. Mit Sicherheit sind wir flexibel und schauen, wie es weitergeht. Die ersten 

Planungen laufen jetzt. Das Geld wird auch schon zur Verfügung gestellt. Wir werden 

die Entwicklungen abwarten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächste Rednerin ist die Abgeordnete 

Elena Roon für die Fraktion der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Elena Roon (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kollegen, liebe Zuschauer! Dieser 

Entwurf folgt wieder einmal einem bekannten Muster: Der Bund beschließt einen 

Rechtsanspruch, den Bayern umsetzen muss. Viele entscheidende Fragen werden 

auf spätere Verordnungen verschoben. Auch wenn der Entwurf einige Verbesserun-

gen vorsieht, etwa die Spitzabrechnung der Mieten, die Erstattung von Sachkosten 

und die Stärkung der Second-Stage-Angebote, fehlen weiterhin wichtige Details. Noch 

immer kehren 14 % der Betroffenen zu gewaltausübenden Personen zurück, 42 % 

der Betroffenen leiten keine rechtlichen Schritte gegen die Täter ein. Genau an dieser 

Stelle muss Prävention ansetzen. Deshalb begrüßen wir, dass dieser Bereich gestärkt 

werden soll.

Die Krisenintervention als Ersthelfer bei häuslicher Gewalt fehlt völlig. Dabei leisten 

diese Kräfte in akuten Ausnahmesituationen unverzichtbare Arbeit. Ihnen gilt mein 

ausdrücklicher Dank. Ebenfalls nicht gelöst bleiben die unterschiedlichen Bedingun-

gen vor Ort. Besonders fragwürdig ist die Behauptung, den Kommunen entstünden 
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keine zusätzlichen Kosten. Gerade bei der Anschlussunterbringung spielen sie weiter-

hin eine Schlüsselrolle. An dieser Stelle hätte es eine klare Kommunikation gebraucht. 

Uns sind bereits Fälle bekannt, in denen Gemeinderäte eigene Angebote infrage stel-

len, weil sie davon ausgehen, künftig sei allein das Land zuständig. Auf diese Weise 

drohen Versorgungslücken. Sagen Sie den Kommunen deshalb endlich klar, wie es 

weitergeht.

Ebenfalls fraglich ist die Aussage der Staatsregierung, dass Frauenhäuser zu 82 % 

ausgelastet wären. Eigentlich müsste das Angebot laut dieser Aussage ausreichen. 

Doch diese Zahl ist kaum aussagekräftig, solange man nicht weiß, wie viele Frauen 

abgewiesen werden. Bis heute fehlt eine verlässliche Bestandsaufnahme.

Jetzt komme ich zu meinem Kritikpunkt. Statt die Ursachen der zunehmenden Gewalt 

offen zu benennen, blendet man die gesellschaftliche Sprengkraft dieser Entwicklung 

einfach aus. Ich versichere Ihnen, dass gerade die Gewalt und die Gewalt gegenüber 

Frauen zunehmen wird. Es ist ein importiertes Problem. Während die Zahl schutz-

suchender deutscher Frauen seit Jahren zurückgeht, steigt sie vor allem bei Migran-

tengruppen aus dem Nahen Osten. Ganze 69 % der Frauen in Frauenhäusern sind 

nichtdeutscher Herkunft. Die meisten davon kommen aus Syrien, Afghanistan oder 

der Türkei. Verstehen Sie mich nicht falsch. Jeder Frau in Deutschland muss und soll 

geholfen werden, egal welcher Nationalität. Aber wie lange können wir uns das Ganze 

noch leisten?

Zahlreiche Studien belegen, dass rückschrittliche und verachtende Frauenbilder repro-

duziert werden. Zu glauben, die hohen Ausländerzahlen in Frauenhäusern würden 

sich nur daraus ergeben, weil ein familiäres Unterstützungsnetz fehlt, ist verrückt. Die 

Gewalt geht doch häufig gerade vom eigenen familiären Umfeld aus. Sie richtet sich 

gegen Ehefrauen, Töchter, Schwestern oder Mütter, die sich aus diesen Strukturen 

lösen wollen. Wer die Gender-Apartheid in Afghanistan oder im Irak, Genitalverstüm-

melung und Zwangsehen in Somalia oder im Jemen und die sexuelle Gewalt als 
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Kriegswaffe in Syrien oder im Kongo verurteilt, der darf doch im eigenen Land nicht 

die Augen davor verschließen.

(Beifall bei der AfD)

In meiner Heimatstadt Nürnberg nahm am Sonntag wieder einmal eine Auseinander-

setzung in einer Spielothek für eine 35-jährige Frau ein tödliches Ende. Der Täter 

war ein Iraner. Einzelfall? – Von wegen. Die Bilanz einer Woche sieht aktuell so aus: 

In Dresden fand vor einem Netto-Supermarkt ein Gefecht zwischen der Polizei und 

einem "Allahu akbar" rufenden Türken statt.

(Zurufe von den GRÜNEN)

– Das wollen Sie nicht hören. Das verstehe ich schon. In Trier erstach ein Afghane 

ohne jeden ersichtlichen Grund einen Studenten auf offener Straße. In Ruhpolding 

jagt ebenfalls ein Afghane mit einem Messer Kinder, Passanten und dem Schaffner 

hinterher.

(Zurufe von der SPD – Dr. Simone Strohmayr (SPD): Themenverfehlung!)

In Iserlohn attackiert ein Syrer aus dem Nichts eine ältere Frau – und und und. Liebe 

Kollegen, die Zustände sind nicht mehr tragbar.

(Beifall bei der AfD)

Wenn Sie Frauen schützen wollen, dann machen Sie endlich etwas gegen diese im-

portierte Gewalt. Im Gesetz selbst schreiben Sie, dass eine Fachstelle für Täterarbeit 

eine tragende Säule der Prävention sei. Dann tun Sie das bitte endlich. Dieses Gesetz 

ist kein Quantensprung, sondern die staatliche Verwaltung eines Sicherheitsproblems, 

das Sie längst nicht mehr im Griff haben. Häusliche Gewalt kennt angeblich weder 

Herkunft noch soziale Schicht. Dabei sind nichtdeutsche Staatsangehörige in der Kri-

minalstatistik überrepräsentiert, und die Dunkelziffer ist aufgrund kultureller Prägung 

enorm hoch. Phänomene wie Zwangs- und Kinderehen, Ehegewalt und weibliche 
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Genitalverstümmelung sind Probleme von patriarchal geprägten Herkunftskulturen, 

denen Sie Tür und Tor geöffnet haben.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ihre Redezeit ist zu Ende.

Elena Roon (AfD): Einen Satz noch. Wer die Bekämpfung dieser besonderen Form 

der Gewalt aus falsch verstandener Rücksicht verweigert, schützt nicht die Betroffe-

nen, sondern die Täterstrukturen. Deswegen enthalten wir uns.

(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Die nächste Rednerin ist die Kollegin Ros-

witha Toso für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Sie haben das Wort.

Roswitha Toso (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben heute die Zweite Lesung eines Gesetzentwurfs, der ein wichtiger 

Wegpunkt für den Schutz von Frauen mit ihren Kindern in unserem Freistaat ist. 

Mit der Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Sozialgesetze setzen wir das 

Bundesgewalthilfegesetz in Bayern nicht nur pflichtbewusst um, sondern wir füllen den 

landesrechtlichen Gestaltungsspielraum so aus, dass Bayern seinen Verpflichtungen 

bestens, schnell und absolut verlässlich nachkommt.

Jede Frau, die in ihren eigenen vier Wänden Angst, Bedrohung oder physische und 

psychische Gewalt erfährt, braucht sofortigen unbürokratischen Schutz. Dieser Schutz 

ist für unsere Regierungskoalition eine zutiefst humanitäre Pflicht und Ausdruck staat-

licher Handlungsstärke; denn wer Hilfe sucht, der muss ohne Umwege Hilfe finden. 

Genau dieses Schutzversprechen lösen wir mit dem vorliegenden Gesetz heute end-

gültig ein.

Mit diesem Gesetz vollziehen wir nun einen echten und grundlegenden Systemwech-

sel, weg von der bisherigen kleinteiligen und oft freiwilligen Finanzierungsstruktur 

hin zu einer gesetzlich verbrieften, dauerhaften staatlichen Verantwortung. Ab dem 

Jahr 2027 übernimmt der Freistaat die angemessene und unmittelbare Finanzierung 
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der Schutzeinrichtungen.Aus freiwilligen Zuschüssen wird ein gesetzlicher Anspruch 

für die Träger anerkannter Einrichtungen.

Wir untermauern diesen Anspruch mit den notwendigen Mitteln. Allein für das 

Jahr 2027 nehmen wir als Freistaat rund 67 Millionen Euro in die Hand. Das ist eine 

kraftvolle, solide und zukunftsfähige Investition in die Sicherheit von Frauen und Kin-

dern. Diese Summe stellt die hervorragende Arbeit unserer bestehenden Strukturen 

sicher, die Arbeit unserer 46 Frauenschutzeinrichtungen, von 48 Fachberatungsstel-

len, 31 Interventionsstellen und 26 Second-Stage-Projekten. Gleichzeitig ermöglichen 

es die bereitgestellten Mittel, Schutzplätze bedarfsgerecht anzupassen, schrittweise 

auszubauen und Angebote aufzufangen, die bislang ohne staatliche Förderung geblie-

ben sind.

Wir schaffen damit echte, verlässliche Planungssicherheit für die Träger, für die Fach-

kräfte und die vielen ehrenamtlichen Helferinnen, die Tag für Tag Großartiges leisten. 

Sie sind für Frauen in Not da, wenn ihre Hilfe am dringendsten gebraucht wird. Dafür 

herzlichen Dank!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

In der Ersten Lesung wurde bemängelt, dass wesentliche Details in eine Rechtsver-

ordnung ausgelagert werden. Doch genau hier zeigt sich die bayerische Regierungs-

pragmatik. Wir setzen dieses Gesetz bewusst bürokratiearm, praxisnah und flexibel 

um. Indem wir das Staatsministerium ermächtigen, die Details im Verordnungsweg 

zu regeln, bewahren wir uns die notwendige Flexibilität. Nur so können wir schnell 

und ohne langwierige Gesetzgebungsverfahren auf veränderte Bedarfe oder Entwick-

lungen in der Praxis reagieren. Die wesentlichen, grundlegenden Weichenstellungen, 

der Finanzierungsanspruch und die zuständige Behörde bleiben ja im Gesetz stehen, 

und das ist gut so.

Zudem haben wir mit dem Zentrum Bayern Familie und Soziales die ideale Vollzugs-

behörde bestimmt. Das ZBFS bringt langjährige Expertise im Opferschutz und in der 
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Förderverwaltung mit. Hier werden keine neuen trägen Behördenstrukturen geschaf-

fen, sondern vorhandene Kompetenzen werden effizient genutzt. Mit dem nötigen 

Personal und einem Investitionsaufwand von 1,5 Millionen Euro stellen wir sicher, 

dass die Anträge schnell und unkompliziert bearbeitet werden können. Das ZBFS 

arbeitet bereits mit Hochdruck ein digitales Verfahren aus, und das Antragsportal soll 

noch in diesem Sommer geöffnet werden. Dieses Tempo ist wichtig, um den Trägern 

die Möglichkeit zu geben, frühzeitig für 2027 zu planen.

Gewaltschutz heißt aber nicht, dass wir erst ansetzen, wenn das Schlimmste bereits 

geschehen ist. Die Prävention gehört untrennbar zu einem wirksamen Gesamtkon-

zept. Deshalb ist es uns besonders wichtig, dass wir im AGSG auch Maßnahmen zur 

Prävention, zur Öffentlichkeitsarbeit und zur strukturierten Vernetzung explizit über die 

Verordnungsermächtigung verankern.

Bayern hat die große Bedeutung der Täterarbeit schon vor Jahren erkannt. Durch 

die gezielte Arbeit der Fachstellen für Täterarbeit bei häuslicher Gewalt können wir 

Gewaltspiralen stoppen, bevor sie eskalieren. Diese erfolgreiche und wichtige Arbeit 

werden wir konsequent über Förderrichtlinien fortführen; denn jede Gewalttat, die im 

Vorfeld verhindert wird, erspart einer Frau und ihren Kindern traumatische Erlebnisse.

Gleichzeitig betonen wir die starke Rolle unserer Kommunen. Landkreise und kreis-

freie Städte bleiben unverzichtbare Kooperationspartner, sei es bei den Second-

Stage-Angeboten, die Frauen beim Übergang in ein selbstständiges Leben begleiten, 

oder bei der Anschlussunterbringung. Wir entlasten die Kommunen massiv von den 

laufenden Kosten, lassen ihnen aber im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung 

jeglichen Freiraum, den Gewaltschutz vor Ort individuell weiter voranzutreiben.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Ende.

Roswitha Toso (FREIE WÄHLER): Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den Ausschüs-

sen hat sich gezeigt, dass das Gesetz reif ist und bereits am 1. August in Kraft treten 
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kann. Mit diesem Gesetz beweist der Freistaat Bayern: Wir handeln mit Nachdruck 

und Entschlossenheit –

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Roswitha Toso (FREIE WÄHLER): – und schaffen ein verlässliches Fundament für 

unser Gewalthilfesystem für die Frauen und Kinder.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Kerstin Celina für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Frau Kollegin, Sie haben das 

Wort.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Frau Staatsmi-

nisterin, sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen! Frau Ministerin, ich möchte meine 

Rede mit einer Frage an Sie beginnen: Warum verstecken Sie das bayerische Ge-

walthilfegesetz im Gesetz zur Ausführung der Sozialgesetze, irgendwo zwischen den 

Mahngebühren für Versicherte, die ihre Beiträge nicht bezahlen, und den Regelungen 

zum Landesamt für Pflege? Warum trauen Sie sich nicht wie andere Bundesländer, 

das Gesetz als das zu benennen, was es ist, nämlich ein Gesetz, das Frauen in unse-

rem Bundesland vor Gewalt schützen soll? Warum bekommt das Gesetz in Bayern 

nicht einmal seinen eigenen Namen?

Es ist ein wichtiges Gesetz, und es zu verstecken, ist schon mal der komplett falsche 

Ansatz. Ich kann auch nicht verstehen, warum die Abgeordneten von CSU und FREI-

EN WÄHLERN die Regelungen zum Schutz der Frauen in einem Wust von anderen 

Regeln verstecken wollen. Dazu erwarte ich heute eine klare Antwort von Ihnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Worum geht es inhaltlich? – Wir haben es genannt: Die letzte Bundesregierung, die 

Ampel, das Parlament in Berlin und die Bundesländer haben es gemeinsam geschafft: 
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Erstmals ist festgeschrieben worden, dass der Schutz von Frauen vor geschlechts-

spezifischer und häuslicher Gewalt kein freiwilliges Angebot mehr ist, sondern ein 

gemeinsamer staatlicher Auftrag. Frauen und Kinder erhalten einen Rechtsanspruch 

auf Schutz und Beratung, unabhängig von ihrem Einkommen und unabhängig davon, 

ob sie in München oder in Aschaffenburg leben.

Die Botschaft ist klar: Wir nehmen Gewalt gegen Frauen nicht hin. Der Schutz der 

Frauen hat oberste Priorität für uns. Die Bundesregierung und die Länder finanzieren 

gemeinsam Betreuung, Beratung und Schutz: 67 Millionen Euro im Jahr, davon 15 Mil-

lionen Euro von der Bundesregierung. Damit sichern wir aber – anders, als Sie es 

gesagt haben, Frau Toso – gerade einmal den Status quo; das schafft noch lange 

keinen bedarfsgerechten Ausbau.

Die Realität ist Ihnen allen bekannt: Die Frauenhäuser sind voll; Frauen werden regel-

mäßig abgewiesen. Wir GRÜNE haben das vielfach kritisiert. Was müssen Frauen 

empfinden, die sich endlich überwunden haben, Hilfe zu suchen, und die dann keine 

Hilfe bekommen, sondern zum Täter zurückgehen müssen, weil dieses System auf 

der Grundlage von politischen Entscheidungen, die auch hier im Bayerischen Landtag 

und in den zuständigen Ministerien getroffen werden, seit Jahren, also chronisch, 

unterfinanziert ist? Was empfinden die Menschen in den Einrichtungen, die täglich 

dafür arbeiten, das Leben für Frauen und Kinder sicherer zu machen? – Auch für sie 

ist die bisherige chronische Unterfinanzierung extrem belastend.

Das, was jetzt vorliegt, wird nicht einen Ausbau finanzieren. Die Beratungsstellen 

arbeiten an ihrer Belastungsgrenze. Die Fachkräfte fehlen. Der Bund hat deshalb 

ausdrücklich festgelegt, dass das Hilfesystem ausgebaut werden muss und nicht ein-

fach nur erhalten und verwaltet werden darf. Statt eines Ausbaus der Plätze wird in 

Bayern aber die Aufenthaltsdauer in einem Frauenhaus auf zehn Wochen begrenzt, 

und das in einer Zeit, in der es extrem aufwendig und teuer ist, eine Wohnung zu 

suchen und zu finden. Wo sind denn die preisgünstigen Wohnungen und die Second-

Stage-Projekte für Frauen, die sich nach einer Stabilisierung wieder ins selbstständige 
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Leben trauen? – Mit der BayernHeim wurden sie jedenfalls nicht in ausreichender Zahl 

errichtet. Das wissen Sie auch.

Frau Ministerin, ein weiterer zentraler Punkt des Gesetzes ist die Prävention. Gewalt 

beginnt ja nicht erst, wenn Frauen im Frauenhaus Schutz suchen. Gewalt beginnt 

lange vorher und zunehmend auch im digitalen Raum. Vor allem Jungs und junge 

Männer bekommen gewaltverherrlichende Videos auf ihre Handys gespielt. Pornogra-

fie, Vergewaltigungen und andere Formen der sexualisierten Gewalt werden als per-

sönliche Neigungen dargestellt. Diese digitalen Bilder prägen viele in unserer jungen 

Generation und münden in analoge Gewalt.

Ich frage Sie: Wo ist der bayerische Landesaktionsplan gegen Gewalt an Frauen? – 

Wir brauchen ihn genauso dringend wie verbindliche Präventionsprogramme. Wo sind 

die Konzepte und die Finanzierung für Schulen, Vereine, Jugendhilfe und Kommu-

nen, die genau das adressieren? Wo ist die ressortübergreifende Strategie? Welche 

zusätzlichen konkreten Präventionsmaßnahmen werden vor allem ab jetzt über das 

heute zu beschließende Gewalthilfegesetz finanziert?

Nächstes Thema: Täterarbeit. Wer Gewalt verhindern will, muss mit Tätern arbeiten, 

muss Rückfälle verhindern. Wer Gewalt verhindern will, muss Verantwortung einfor-

dern.Die Täterarbeit bleibt weiterhin freiwillige Leistung des Freistaats. Sorry, aber 

genau das ist retro. Das ist nicht zukunftsgerichtet. Wir brauchen hier eine feste 

Finanzierung.

Dazu kommt: Ihr Ministerium, Frau Ministerin, hat eine Evaluation der Fachstellen 

für Täterarbeit in Auftrag gegeben. Ergebnis: Die Fachstellen sind unterfinanziert und 

personell unterbesetzt. Standorte müssten ausgebaut werden. Wie und wo setzen Sie 

diese Ergebnisse jetzt um, um Frauen besser zu schützen?

Meine Redezeit läuft aus. Ich habe noch drei Seiten mit ähnlichen Themen, die ich 

hier heute gerne anbringen würde. Da komme ich nicht dazu. Wir GRÜNEN haben 

einen Änderungsantrag gestellt, um das Gesetz zu einem besseren zu machen. Ich 
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hätte mir gewünscht, dass das Gremium hier gemeinsam zustimmt und zu einem 

guten, klaren Gesetz kommt. Aber das ist nicht der Fall.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Dr. Simone Strohmayr für die SPD-Fraktion. Bitte, Sie haben das 

Wort.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind uns doch alle einig: Nur Ja heißt Ja. Dass der Bundesrat sich nun 

endlich bekennt und die Bundesregierung zum Handeln auffordert, ist ein großer Er-

folg. Endlich. Unfassbar, Frau Ministerin, dass Bayern diesen Beschluss nicht mitträgt!

Warum ist das so wichtig? – Weil Gewalt gegen Frauen in Deutschland und in Bayern 

immer noch auf der Tagesordnung steht. Deswegen stehen wir heute wieder hier. 

Eines ist klar: Frauen und Mädchen müssen besser geschützt werden.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zahlen sind bekannt. Jeden Tag werden fünf-

zig Frauen Opfer von häuslicher Gewalt. Jede Woche gibt es einen versuchten Mord 

oder einen Mord an einer Frau.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Bund hat die Weichen gestellt. Ab 2032 wird 

es einen bundesweiten Rechtsanspruch auf einen Frauenhausplatz geben. Nun ist 

der Freistaat Bayern in der Pflicht. Hier hätten wir uns gewünscht, dass der Freistaat 

ganz klar hinter den Schutzeinrichtungen und hinter den Beratungsstellen steht, Frau 

Gießübel. Vor allem die Verordnung, die mittlerweile vorliegt, bleibt meilenweit hinter 

den Erwartungen zurück. Sie ist einfach unbefriedigend. Wir haben einen Dringlich-

keitsantrag dazu vorbereitet, weil ich gar nicht alles dazu sagen kann.
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In der letzten Woche sind bei mir die Telefone heiß gelaufen. Verbände und Träger 

sind auf mich zugekommen und haben erhebliche Bedenken geäußert. Lassen Sie 

mich drei Punkte nennen.

Erstens. Die Verordnung sieht eine Aufenthaltsdauer für Frauen von in der Regel ma-

ximal zehn Wochen vor. Und was dann, frage ich Sie. Experten sagen ganz klar: Zehn 

Wochen sind viel zu knapp bemessen. Stichwort Wohnungsnot: Die ist bekanntlich ge-

rade in Ballungsräumen einfach riesig. Nach zehn Wochen ist bei den meisten Frauen 

nicht geklärt, wo und wovon sie danach leben sollen. Eine pauschale Begrenzung der 

Aufenthaltsdauer ist ein völlig falsches Signal, liebe Kolleg:innen.

Zweitens. Der Personalschlüssel ist viel zu knapp bemessen. Frauenhäuser müssen 

immer mehr leisten, zum Beispiel psychosoziale Betreuung, Rufbereitschaft, Hauswirt-

schaft und vieles mehr. Dafür brauchen sie ausreichend Personal. Die Rufbereitschaft 

und die hauswirtschaftliche Tätigkeit sollen nun über die Sachkostenpauschale abge-

rechnet werden. Echt jetzt? Personalkosten, die auf einmal Sachkosten sein sollen, 

und dann reicht die Sachkostenpauschale nicht. Wer Frauen angemessen vor Gewalt 

schützen möchte, darf nicht auf die Sparbremse treten, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen!

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich einen dritten Punkt nennen: Träger und Verbände brauchen Pla-

nungssicherheit. Die Verordnung ist einfach unzureichend. Die Einrichtungen können 

eben nicht sicher sein, ob sie am Ende überhaupt Geld bekommen. Und das wissen 

Sie, liebe Kolleg:innen!

Ein Tipp von uns: Es lohnt sich, mit den Trägern und den Einrichtungen ins Gespräch 

zu kommen und gemeinsam an Lösungen zu arbeiten. Langfristig – das ist von 

meinen Vorrednerinnen schon genannt worden – brauchen wir einen Aufwuchs an 

Plätzen und an Beratungsangeboten, damit die Frauen wohnortnah versorgt werden 

können. Vor allen Dingen brauchen wir viel mehr Präventionsarbeit und Täterarbeit.
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Für uns Sozialdemokrat:innen ist klar: Wir stehen an der Seite von gewaltbetroffenen 

Frauen, von deren Kindern und an der Seite der Einrichtungen. Wir enthalten uns 

an dieser Stelle beim Gesetzentwurf, weil wir bei der Verordnung einfach so viel 

Nachbesserungsbedarf sehen, und verweisen an dieser Stelle noch mal auf unseren 

Dringlichkeitsantrag.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Für die 

Staatsregierung spricht jetzt Frau Staatsministerin Ulrike Scharf. Frau Staatsministe-

rin, Sie haben das Wort.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Familie, Arbeit und Soziales): Herr Präsident, wertes 

Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Gewalt gegen Frauen ist widerwärtig. Sie 

ist ein Verstoß gegen die fundamentalen Werte unserer Rechtsordnung und ein Angriff 

auf die Werte, die uns tragen. Diese Gewalt betrifft uns alle. Häusliche Gewalt ist 

keine Privatsache, liebe Kolleginnen und Kollegen, sondern eine Aufgabe für uns als 

Gemeinschaft. Deshalb gilt: Häusliche Gewalt verlangt eine klare und eine verbindli-

che Antwort des Staates. Diese Antwort geben wir heute.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf schaffen wir die notwendigen rechtlichen Voraus-

setzungen, damit Frauen und Kinder auch künftig schnell und verlässlich Schutz und 

Hilfe finden, und zwar flächendeckend überall in Bayern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Politik beginnt manchmal im Flur. Dort steht eine 

Frau mit einer Reisetasche, und ihr Blick sagt: Ich weiß nicht, wohin, aber ich weiß, ich 

muss weg. – Liebe Martina Gießübel, du hast mit diesem Satz sehr stark beschrieben, 

dass der wichtigste Schritt ist: Ich weiß, ich muss weg, und ich muss gehen. – Wenn 

bei ihr dann noch ein Kind ist, das sich an sie festklammert, dann ist das für viele 

Frauen bittere Realität. Diese Realität verpflichtet uns.
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Manche werden sagen, das reicht nicht aus. Wir haben das gerade ausführlich hören 

können. Aber ich sage Ihnen auch: Wer das behauptet, der unterschätzt, was wir 

heute tun und was wir heute auf den Weg bringen. Wir schaffen heute Planungssi-

cherheit. Wir schaffen eine verbindliche staatliche Finanzierung und Rechtsansprüche, 

die einklagbar sind. Dieses Gesetz stärkt Frauen, und zwar ganz spürbar.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir in Bayern stehen hinter unseren Schutzeinrichtungen, unseren Beratungsstellen 

und vor allen Dingen auch hinter unseren Fachkräften, die Frauen auffangen, sie 

stabilisieren und sie begleiten. Ihnen sage ich an dieser Stelle ein ganz herzliches 

Dankeschön.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir stehen in Bayern zu unserem Schutzversprechen. Darum geht es heute in diesem 

Gesetzentwurf, weil wir Frauen und Kinder schützen wollen und weil wir Schutz vor 

Gewalt als Kernaufgabe des Staates sehen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist 

der Auftrag, und es ist ein Auftrag an uns alle.

Für die meisten von uns bedeutet das Zuhause Geborgenheit und Sicherheit. Aber für 

immer mehr Frauen und ihre Kinder bedeutet es Unsicherheit, Angst und Bedrohung. 

Jede dritte Frau erlebt mindestens einmal in ihrem Leben psychische oder sexualisier-

te Gewalt. Etwa jede vierte Frau erleidet Gewalt durch den aktuellen oder früheren 

Partner. Für viele Fälle bleibt ein Dunkelfeld, das nie angezeigt wird.

Hinter diesen Zahlen stehen Menschen. Es sind Mütter, Töchter, Nachbarinnen, Kol-

leginnen, Frauen, die in Angst leben. Ich sage: Wir nehmen das so nicht hin. Wer 

Gewalt erlebt, der braucht Schutz und Beratung. Unsere Botschaft an die Betroffenen 

lautet ganz klar: Du bist nicht allein. In Bayern findest du diese Hilfe.

Mit dem Gewalthilfegesetz sind wir in Deutschland einen wirklich großen Schritt vo-

rangegangen. Ab 2027 finanzieren die Länder die Frauenhilfeeinrichtungen. Ab 2032 
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erhalten gewaltbetroffene Frauen einen Rechtsanspruch auf Schutz und Beratung – 

einen Anspruch mit voller Rechtswirkung für jede betroffene Frau und für jedes mitbet-

roffene Kind. Nun liegt es an uns, diesen Rechtsanspruch zuverlässig auch auf den 

Weg zu bringen.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, liebe Kolleginnen und Kollegen, setzen wir das 

Gewalthilfegesetz des Bundes in Bayern um. Es braucht eine verlässliche finanzielle 

Grundlage. Genau diese Grundlage schaffen wir heute; denn ab dem 1. Januar 2027 

übernimmt der Freistaat die Kosten für die Frauenhilfeeinrichtungen. Das sind nicht 

nur finanzielle Entscheidungen, sondern es ist auch eine Entscheidung für Schutz und 

für Hilfe und ein klares Bekenntnis: Wir übernehmen diese Verantwortung in Bayern.

Bayern verfügt heute bereits über ein starkes Hilfenetz. Gemeinsam mit den Kommu-

nen haben wir ein Netz ausgebaut, das Frauen im Ernstfall auffängt und schützt: 

46 Frauenschutzeinrichtungen, 48 Fachberatungsstellen, 31 Interventionsstellen und 

auch die so wichtigen 26 Second-Stage-Projekte. Sie alle leisten ganz unverzichtbare 

Arbeit.

Bisher hat Bayern die Frauenhilfeeinrichtungen freiwillig unterstützt. Wir haben aus 

tiefer Überzeugung geholfen. Mit dem Gewalthilfegesetz haben die Einrichtungen jetzt 

einen festen, rechtsverbindlichen Finanzierungsanspruch. Das ist eine große Aufgabe; 

wir werden nun mit Sicherheit noch länger damit beschäftigt sein. Wir brauchen insge-

samt 67 Millionen Euro, um unser vorhandenes Netz zu erhalten. Dazu gehören aber 

auch Einrichtungen, die schon bestehen, bisher aber noch keine staatliche Unterstüt-

zung erhalten haben. Das heißt, wir halten das Bewährte stark und bauen aus, wo es 

nötig ist.

Aktuell – ich glaube, das ist auch der richtige Moment – erstellen wir eine Ausgangs-

analyse und eine Entwicklungsplanung; denn wir kennen viele Zahlen nicht. Diese 

Ausgangsanalyse zeigt den Bestand, das heißt, welche Einrichtungen vorhanden 
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sind. Die Entwicklungsplanung definiert dann den Ausbau für ein bedarfsgerechtes 

Hilfenetz bis 2032.

Auch wenn künftig der Freistaat finanziert, bleiben die Kommunen wichtige Partner. 

Ich möchte es gerne noch einmal betonen: Sie sind nah an den Menschen, sie kennen 

die Situation vor Ort, sie kennen die Bedarfe. Deshalb sind und bleiben sie unsere 

entscheidenden Partner bei einem gemeinsamen staatlichen Schutzauftrag. Deshalb 

darf ich auch an die Kommunen appellieren, dass sie an unserer Seite bleiben, an der 

Seite der Frauen und der Fachkräfte.

Mein großes Ziel mit diesem Gewalthilfegesetz ist die Planungssicherheit; denn die 

Träger brauchen sie, die Einrichtungen brauchen sie, die Fachkräfte brauchen sie. 

Wir stellen so sicher: Der Schutzplatz bleibt verfügbar. Die Beratung findet statt, 

und die Fachkraft kann bleiben. Sie alle kennen die unterschiedlichen Anliegen aus 

den Frauenhilfesystemen, aber mit der heutigen Entscheidung schaffen wir diese Pla-

nungssicherheit. Es geht um Verlässlichkeit für die Frauen, die den Schutz wirklich 

brauchen.

Mit der Änderung des AGSG schaffen wir jetzt die Grundlage für eine Ausführungsver-

ordnung. Liebe Frau Kollegin Celina, Sie erwarten von mir, dass wir einen eigenen 

Gesetzesnamen schreiben. Ich glaube, wir alle sind seit vielen Jahren sehr darum be-

müht, dass wir Bürokratie abbauen, dass wir Gesetze transparent, dass wir sie leicht 

nachvollziehbar machen. Ich muss deswegen nicht ein eigenes Gesetz schreiben.

(Zurufe von den GRÜNEN und der SPD)

– Jetzt regen Sie sich mal nicht so auf.

(Weitere Zurufe)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich bitte um Ruhe. Das sind keine Zwischen-

rufe mehr, was Sie da auf dem Zettel haben.
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Staatsministerin Ulrike Scharf (Familie, Arbeit und Soziales): Ich würde sagen, wir 

diskutieren das nachher aus. Ein eigener Name garantiert nicht, dass das Frauenhilfe-

system in der Güte gelebt wird.

(Michael Hofmann (CSU): So ist es!)

Es geht um den Vollzug, es geht um die Ausführung. Diese Änderung des AGSG 

ist nun einmal die Grundlage für die Ausführungsverordnung. Die Verbändeanhörung 

haben wir vorgestern abgeschlossen; wir werden jetzt alles gründlich prüfen. Ich 

möchte an der Stelle ein herzliches Dankeschön an die Verbände zum Ausdruck 

bringen. Danke für die Stellungnahmen, aber vor allen Dingen für die Expertise.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Unser Frauenhilfesystem ist historisch sehr unterschiedlich gewachsen. Wir brauchen 

nun eine Lösung, die für alle tragfähig ist. Das heißt, wir werden auch künftig nachjus-

tieren müssen. Entscheidend ist aber das Ziel, das lauten muss, dass jede betroffene 

Frau Schutz findet und Beratung bekommt. An dieser Stelle sage ich auch noch 

einmal klar: Wir haben uns mit diesem Gesetz wirklich beeilt. Im gleichen Tempo muss 

jetzt die Verordnung kommen; nur so sichern wir die Frauenhilfeeinrichtungen in Bay-

ern. In einer Woche, am 29. Juli, findet der dritte Runde Tisch zum Gewalthilfegesetz 

statt; dort werden wir weitere detaillierte Informationen geben. Für mich ist klar, dass 

die gute Politik, vor allen Dingen der Bedarf und was wir an Bedarf prognostizieren, 

in diesem Dialog, in diesem Austausch, in dem Ringen um die besten Lösungen 

entsteht. So machen wir unser Hilfesystem nämlich Schritt für Schritt zukunftsfest.

Unser ZBFS ist bereit und arbeitet unter Hochdruck für ein digitales Verfahren; auch 

das gehört dazu. Das Verfahren soll noch im Sommer online gehen. Anträge können 

dann bis Oktober gestellt und Bescheide natürlich noch rechtzeitig erstellt werden. Wir 

sorgen dafür, dass dieser Übergang der Finanzierung zum 1. Januar 2027 gelingt, und 

zwar nahtlos, verlässlich und planbar.
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Wir senden heute an jede betroffene Frau ein klares Signal aus: Du bist nicht allein, 

auf unsere Hilfe ist Verlass. Hier zeigt sich aus meiner Sicht ganz klar die Stärke 

unseres Sozialstaats: Wir schützen Menschen, wenn sie Schutz am dringendsten 

brauchen. Deshalb bitte ich wegen unserer gemeinsamen Verantwortung ganz herz-

lich darum, dass wir diese Verantwortung leben, diesem Gesetz heute zustimmen und 

künftig an der Verordnung weiterarbeiten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke, Frau Staatsministerin. Es liegen zwei 

Meldungen zu einer Zwischenbemerkung vor. Für die erste hat die Kollegin Kerstin 

Celina, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, das Wort.

Kerstin Celina (GRÜNE): Frau Ministerin, wenn Sie sagen, dass Sie im AGSG die 

Grundlage für die Ausführungsverordnung schaffen, das wäre quasi genauso gut wie 

ein Gesetz, ist das nicht Bürokratieabbau, das ist Bürokratieverschleierung. Das zeigt 

genau den Weg, den Bayern beim Bürokratieabbau immer propagiert. Es ist kein 

Bürokratieabbau, das macht es nur weniger transparent.

Ich habe noch zwei Fragen: Zu vielem anderen wie Prävention und Präventionsarbeit 

haben Sie gar nichts gesagt. Sie haben Ihrer Hoffnung Ausdruck gegeben, dass die 

Kommunen weiter in der Verantwortung sind und finanzieren. Viele Kommunen in 

Bayern sind am Rande ihrer Leistungsfähigkeit. Wie stellen Sie sicher, dass es auch 

nach diesem Gesetz nicht wieder einen Unterschied gibt, wo in Bayern man von 

Gewalt betroffen ist, sondern dass die Ausfälle ausgeglichen werden, die entstehen, 

weil die Kommunen wegen ihrer prekären finanziellen Lage möglicherweise kürzen 

müssen? Es ist das Ziel des Gesetzes, gleiche Verhältnisse überall in Bayern und in 

Deutschland zu haben.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Frau Kollegin, Sie haben eine Minute für Ihre 

Zwischenbemerkung.
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Kerstin Celina (GRÜNE): Das Zweite ist digitale Gewalt in Bayern. Wo entstehen 

spezielle Beratungsangebote, und wie werden sie finanziert?

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Frau Staats-

ministerin, bitte.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Familie, Arbeit und Soziales): Frau Kollegin, zu-

nächst zur Prävention. Wir werden eine dritte Stelle für die Fachberatungsstellen 

vorsehen bzw. haben das jetzt so geregelt. Ich denke, Sie haben das im Ausschuss 

diskutiert. Auch deswegen habe ich zur Prävention jetzt extra nichts mehr gesagt.

Ich verstehe nicht, warum Sie flächendeckende Unterschiede bei den Kommunen in 

Bayern sehen, wenn die Finanzierungsverantwortung auf den Freistaat übergeht. Die 

Finanzierungsverantwortung liegt ab dem 1. Januar 2027 beim Freistaat. Das heißt, 

wir stehen dafür gerade. Wir werden die Mittel im Haushalt bereitstellen, damit das 

Frauenhilfesystem stabil ist und überall in Bayern flächendeckend zur Verfügung steht. 

Woher jetzt der Bezug zu den Kommunen kommt, ist mir schleierhaft.

Ich habe gesagt, die Kommunen sind wichtige Partner für uns, weil sie die Situation 

vor Ort kennen. Gerade wenn ich an Second-Stage-Projekte denke, brauchen wir die 

Kommunen auch in der Beratung, in der Unterstützung, aber nicht in der Finanzierung; 

die ist ab dem 1. Januar anders geregelt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön. Für eine weitere Zwischenbe-

merkung hat die Kollegin Dr. Simone Strohmayr, SPD-Fraktion, das Wort.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrte Frau Ministerin, ich wollte Ihnen auch 

noch kurz erklären, warum mich das so aufregt. Wir haben Bürokratie bei der Gleich-

stellung abgebaut; jetzt kommen Sie mit dem gleichen Argument wieder bei der Ge-

walthilfe. Ich bin seit vielen Jahren hier im Parlament. Es kann nicht sein, dass wir 

immer nur bei Frauenthemen, für die wir hier eh schon so intensiv kämpfen, bei denen 
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wir so langsam vorankommen, als erstes Argument den Bürokratieabbau nennen. Das 

kann nicht sein. Ich bitte Sie, darauf Rücksicht zu nehmen.

Meine zweite Frage haben Sie leider nicht beantwortet: Wie kann es sein, dass in der 

Verordnung steht, dass Personalkosten über die Sachkostenpauschale abgerechnet 

werden können? Für mich erschließt sich das nicht. Es geht konkret um die Rufbereit-

schaft und um die hauswirtschaftlichen Tätigkeiten. Das ist für viele Einrichtungen ein 

großer Punkt. Ich bitte Sie, dazu Stellung zu nehmen.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Familie, Arbeit und Soziales): Frau Kollegin, wenn 

es um die Sachkosten geht, müssen wir genau diese Frage eruieren. Wir müssen sie 

genau erfassen; denn die Einrichtungen legen uns bisher die Bilanzen nicht vor. Ich 

sage es jetzt einmal ganz offen: Ich glaube, Sie oder die Kollegin Celina haben von 

Passau mit einem Defizit von anscheinend 180.000 Euro gesprochen. Wir müssen 

dies alles genau verifizieren, wenn wir dafür geradestehen. Das ist dann Sache der 

Verordnung; deswegen auch nächste Woche der dritte Runde Tisch.

Noch einmal zum Namen des Gesetzes. Für mich entscheidet sich die Wirkung dieses 

Gesetzes nicht an einem eigenen Namen, sondern daran, wie es umgesetzt und 

vollzogen wird.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Frau Staatsministerin. – 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen, 

und wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzent-

wurf der Staatsregierung auf Drucksache 19/11979, der Änderungsantrag der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 19/12636 sowie die Beschlussempfeh-

lung mit Bericht des federführenden Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und 

Familie auf Drucksache 19/12835.
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Zunächst ist über den auf Ausschussebene zur Ablehnung empfohlenen Änderungs-

antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Gewaltschutz in Bayern 

stärken – Bundesvorgaben umsetzen" auf Drucksache 19/12636 abzustimmen.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 

sind die SPD-Fraktion sowie die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen 

bitte ich ebenso anzuzeigen. – Die CSU-Fraktion, die FREIEN WÄHLER und die 

AfD-Fraktion. Einzelne Stimmenthaltungen sehe ich nicht. Damit ist dieser Änderungs-

antrag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Gesamtentwurf. Der federführende Aus-

schuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie empfiehlt Zustimmung. Der end-

beratende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration emp-

fiehlt ebenfalls Zustimmung mit der Maßgabe, dass in den Platzhalter in § 3 der 

"1. August 2026" als Datum des Inkrafttretens eingesetzt wird. Im Einzelnen verweise 

ich hierzu auf die Drucksache 19/12835.

Wer dem Gesetzentwurf mit dieser Maßgabe zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Die CSU-Fraktion und die FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen! – 

Stimmenthaltungen! – Bei Stimmenthaltung der AfD-Fraktion, der SPD-Fraktion und 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Dann ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, Sie in einfacher 

Form durchzuführen. – Es erhebt sich kein Widerspruch.

Wer dem Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fassung seine Zustimmung 

geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind die CSU-Fraktion 

sowie die FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen bitte ich ebenso anzuzeigen. – Keine 

Gegenstimmen. Stimmenthaltungen ebenso. – Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
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SPD-Fraktion und AfD-Fraktion. Das Gesetz ist damit angenommen. Es hat den Titel: 

"Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Sozialgesetze".
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